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1	 Stuttgarter Nachrichten 
vom 27. Dezember 2012

2	 Jeweils Ergebnisse  
des Ausländerzentral­
registers.

„Einer von zwei Pässen muss bald weg“, so die 
Überschrift eines Artikels1 zum sogenannten 
Optionsmodell nach dem deutschen Staats-
angehörigkeitsrecht. Dieses fordert seit dem 
1. Januar 2013 von vielen jungen Deutschen 
mit doppelter Staatsbürgerschaft, dass sie 
sich für eine Nationalität entscheiden. Vor dem 
Hintergrund dieser aktuellen Diskussion um 
den Optionszwang sollen im folgenden Beitrag 
die Entwicklung bei den Einbürgerungen und 
insbesondere die „Einbürgerungsbereitschaft“ 
nach Nationalitäten sowie die regionalen 
Unterschiede im Einbürgerungsverhalten 
näher beleuchtet werden. 

Zahl der Ausländer und der Einbürgerungen 
steigt wieder an

Die Zahl der Ausländer in Baden-Württemberg 
hat seit der Gründung des Landes mit kleineren 
Unterbrechungen stetig zugenommen. Zu Be­
ginn der 1950er-Jahre besaßen lediglich knapp 
60 000 Personen keinen deutschen Pass, Ende 
der 1960er-Jahre lebten bereits rund 500 000 
Ausländer im Land und 1990 wurde die Marke 
von 1 Mill. erstmals überschritten. Der bisherige 
Höchststand wurde mit 1,29 Mill. ausländischen 
Mitbürgern 1996 erreicht. Danach war die Zahl 

der Ausländerinnen und Ausländer bis 2009 
rückläufig; seither steigt sie aufgrund der 
enormen Zuwanderung nach Baden-Württem­
berg wieder an und lag Ende 2012 bei 1,26 Mill.2

Gleichzeitig ist der Anteil derjenigen Ausländer, 
die bereits seit längeren Jahren in Baden-Würt­
temberg leben, stetig angestiegen. So hielten 
sich 1993 erst 57 % der Ausländer mindestens 
8 Jahre in Deutschland bzw. in Baden-Württem­
berg auf, im Jahr 2000 waren es bereits 69 % 
und 2012 sogar 75 %. Damit erfüllen derzeit 
über 900 000 Personen die für eine Einbürge­
rung im Regelfall vorgesehene Mindestaufent­
haltsdauer von 8 Jahren.

Die Einbürgerungszahlen haben sich im Zeit­
raum der Jahre 2000 bis 2008 um rund 60 % 
verringert.3 Seither ist aber ein stetiger An­
stieg zu beobachten und zwar auf rund 16 400 
Einbürgerungen im vergangenen Jahr – dem 
höchsten Wert seit dem Jahr 2003 (Schau-
bild 1).

Jeder dritte Eingebürgerte lebt seit 
mindestens 20 Jahren in Deutschland

Die Aufenthaltsdauer in der Bundesrepublik ist 
eine der wesentlichen Voraussetzungen für 

Aktuelle Trends der Einbürgerungen 
in Baden-Württemberg

Einbürgerungen in Baden-Württemberg seit dem Jahr 2000S1
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2000 2004 20052001 2002 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Anzahl

2003 2006

29 071 28 112

22 868

19 454

16 068
15 024 14 271

12 972
11 281 12 212 12 778

14 223
16 390
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3	 Der Rückgang der Ein­
bürgerungszahlen ist 
aber wohl überzeichnet, 
weil diese in den Jahren 
2000 und 2001 „über­
höht“ waren. So wurden 
in diesen beiden Jahren 
ein Teil der Einbürgerun­
gen nach der Übergangs­
regelung für Kinder des 
§ 40b StAG (Staatange­
hörigkeitsgesetz) vollzo­
gen, bei der nur bis zum 
31. Dezember 2000 An­
träge gestellt werden 
konnten; Vergleiche hier­
zu: Die Einbürgerung von 
Ausländern in Deutsch­
land, Working Paper 17, 
Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (Hrsg.), 
2008, S. 17 ff. (Zitierweise: 
Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge).

die Einbürgerung. Um die Voraussetzungen 
für eine sogenannte Anspruchseinbürgerung 
zu erfüllen, müssen Ausländer grundsätzlich 
mindestens seit 8 Jahren in Deutschland 
leben. Ein relativ großer Anteil der Einbürge­
rungen entfällt deshalb auf Personen, die 
zuvor 8 bis 14 Jahre in Deutschland verbrach­
ten (34 %). Geringfügig mehr, nämlich 35 % 
der im Jahr 2012 Eingebürgerten, leben bereits 
seit mindestens 20 Jahren in Deutschland; bei 
den Männern waren es sogar 40 %, bei den 
Frauen 31 %. Bei immerhin 8 % der Einbürge­
rungen der Männer bzw. bei 13 % der Frauen 
lag die Aufenthaltsdauer in Deutschland bei 
weniger als 8 Jahren (Schaubild 2). 

Häufigste Einbürgerungen im Alter von 
23 bis unter 35 Jahren

Rund 5 300 Personen waren zum Zeitpunkt 
ihrer Einbürgerung zwischen 23 und 34 Jahre 
alt. Jede dritte Einbürgerung im Jahr 2012 ent­
fiel damit auf diese Altersgruppe. Jeder vierte 
Eingebürgerte gehörte zu den 35- bis 44-Jäh­
rigen. Lediglich knapp 400 oder 2 % der Aus­
länder, die die deutsche Staatsangehörigkeit 
erworben haben, waren bereits 60 Jahre oder 
älter. Insgesamt wurden etwas mehr Frauen 
als Männer eingebürgert (ca. 7 300 gegenüber 
ca. 6 900). Annähernd 2 200 der Eingebürger­
ten waren Minderjährige (Schaubild 3).

Eingebürgerte Ausländer in Baden-Württemberg 2012 nach Aufenthaltsdauer
und GeschlechtS2
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Eingebürgerte Ausländer in Baden-Württemberg 2012 nach Altersgruppen
und GeschlechtS3
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4	 Hailbronner, Kay/Renner, 
Günter: Staatsangehörig­
keitsrecht, 4. Auflage, 
2005, S. 114.

5	 Die Ausnahmetatbe­
stände sind im Einzel­
nen in § 12 StAG 
(Staatsangehörigkeits­
gesetz) geregelt.

Knapp die Hälfte der Eingebürgerten erhält 
doppelte Staatsbürgerschaft

Grundsätzlich müssen Ausländer beim Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit ihre bishe­
rige aufgeben. Begründet wird dies vor allem 
damit, dass Mehrstaatigkeit zu Konflikten über 
die Personalhoheit zwischen den verschiedenen 
Heimatstaaten führen kann. Für den Betroffenen 
entstehen Pflichtenkollisionen insbesondere 
bei der Ableistung der Wehrpflicht.4

Allerdings gibt es Gründe, nach denen das 
deutsche Staatsangehörigkeitsrecht erlaubt, 
dass jemand neben der deutschen noch eine 
weitere Staatsangehörigkeit erwirbt bzw. be­
sitzt. Mehrfachstaatsangehörigkeiten können 
sich unter anderem aus folgenden Gründen 
ergeben:5

�� das Recht des ausländischen Staates sieht 
das Ausscheiden aus dessen Staatsange­
hörigkeit nicht vor; 

�� der ausländische Staat verweigert regel­
mäßig die Entlassung aus dessen Staats­
angehörigkeit;

�� dem Ausländer würden bei Aufgabe der aus­
ländischen Staatsangehörigkeit erhebliche 

Nachteile insbesondere wirtschaftlicher 
oder vermögensrechtlicher Art entstehen, 
die über den Verlust der staatsbürgerschaft­
lichen Rechte hinausgehen; 

�� die Mehrstaatigkeit wird ferner hingenom­
men, wenn der Ausländer die Staatsange­
hörigkeit eines anderen Mitgliedsstaates 
der Europäischen Union oder der Schweiz 
besitzt und Gegenseitigkeit besteht. 

Aufgrund dieser Ausnahmetatbestände wurden 
im Jahr 2012 immerhin bei nahezu der Hälfte 
aller Einbürgerungen (49 %) die Mehrstaatig­
keit zugelassen. Dieser Anteil wurde bereits 
im Jahr 2000 annähernd erreicht; er lag aber 
zwischenzeitlich bei lediglich unter 30 %. 

Je nach Herkunftsland gibt es allerdings er­
hebliche Unterschiede, die nicht zuletzt auf 
das Vorliegen bzw. Nichtvorliegen der oben 
genannten Gründe für eine Mehrfachstaatsan­
gehörigkeit zurückzuführen sein dürften. Zu 
100 % konnte die bisherige Staatsangehörig­
keit beispielsweise aus den meisten EU-Staa­
ten, aber auch aus afrikanischen Staaten wie 
Algerien, Eritrea, Marokko und Tunesien, den 
Karibikstaaten Kuba und Dominikanische Re­
publik sowie den asiatischen Ländern Afgha­
nistan und Iran bestehen bleiben. Ganz anders, 
wenn die Eingebürgerten zum Beispiel aus der 
Türkei, aus Bosnien-Herzegowina oder aus 
Kasachstan stammen, bei denen nicht einmal 
jeder Zehnte seine ursprüngliche Staatsange­
hörigkeit behalten hat.

Mehr als jede vierte Einbürgerung 
von türkischen Staatsangehörigen

Im Jahr 2012 wurden in Baden-Württemberg 
Ausländer aus insgesamt 145 Nationen einge­
bürgert. Mit Abstand am häufigsten – wie be­
reits in den Jahren zuvor – haben Türken (4 501) 
die deutsche Staatsangehörigkeit erworben. 
Mehr als jede vierte Einbürgerung betraf damit 
Personen mit einer türkischen Staatsangehörig­
keit. An zweiter Stelle folgen Einbürgerungen 
von Staatsangehörigen der Republik Kosovo 
(1 472), während am dritthäufigsten Staatsan­
gehörige aus Griechenland eingebürgert wur­
den (1 094). Unter den 15 Herkunftsstaaten mit 
der höchsten Zahl an Einbürgerungen waren 
neben elf europäischen auch vier asiatische 
Staaten (Irak, Kasachstan, Vietnam und Iran) 
vertreten (Schaubild 4).

Dass Mitbürger aus der Türkei – absolut be­
trachtet – am häufigsten eingebürgert wurden, 
überrascht wenig, weil diese die größte aus­
ländische Bevölkerungsgruppe bilden. Wird 

Nationalitäten mit den meisten Einbürgerungen 
in Baden-Württemberg 2012S4
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Türkei

Republik Kosovo

Griechenland

Rumänien

Irak

Italien

Republik Serbien

Polen

Bosnien-Herzegowina

Ukraine

Kasachstan

Russische Förderation

Vietnam

Bulgarien

Iran, Islamische Republik

4 501

1 472

1 094

682

630

581

483

467

368

354

300

292

280

232

228

Anzahl
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6	 Ministerium für Integra­
tion Baden-Württemberg 
(Hrsg.) 2013: Der Weg 
zum Pass – Baden-Würt­
tembergische Erfahrun-
gen mit Einbürgerungs­
prozessen, S. 10 ff sowie 
S. 43.

deshalb die Zahl der eingebürgerten Personen 
auf die jeweilige Bevölkerungsgruppe bezo­
gen, so ergibt sich ein anderes Bild. Die Ein­
bürgerungsquote der türkischen Bevölkerung 
lag im vergangenen Jahr bei 1,6 %. Sie war 
damit geringfügig höher als beim Durchschnitt 
aller eingebürgerten Ausländer (1,4 %). Deut­
lich höher fiel die Einbürgerungsquote insbe­
sondere bei Personen mit einer irakischen 
Staatsangehörigkeit (5,7 %) aus. Sehr gering 
war die Quote dagegen vor allem bei Staats­
angehörigen aus dem EU-Mitgliedsstaat Italien 
(Schaubild 5).

Heidelberg und der Landkreis Emmendingen 
mit der höchsten Einbürgerungsquote

In den einzelnen Teilräumen des Landes war 
in den letzten Jahren fast flächendeckend ein 
positiver Trend bei den Einbürgerungszahlen 
zu beobachten. Gleichzeitig zeigen sich aber 
bei der Einbürgerungsquote, also bei der Zahl 
der Einbürgerungen bezogen auf die Zahl der 
ausländischen Bevölkerung, deutliche regio­
nale Unterschiede. Am höchsten lag diese 
Quote zuletzt im Stadtkreis Heidelberg und 
im Landkreis Emmendingen, wo im Zeitraum 
2008 bis 2012 jeweils rund 8 % der Ausländer 
eingebürgert wurden. Dagegen war diese 
Kennziffer in den Stadtkreisen Karlsruhe und 
Baden-Baden sowie im Enzkreis und im Land­
kreis Calw zuletzt nur halb so hoch (Schau-
bild 6).

Die Aussagekraft der berechneten regionalen 
Einbürgerungsquoten ist allerdings begrenzt 
und stellt allenfalls eine Momentaufnahme 
des regionalen Einbürgerungsverhaltens dar. 
Denn bereits temporär schwankende Bearbei­
tungskapazitäten in den kommunalen Stellen 
für die Einbürgerungsanträge können hierbei 
eine entscheidende Rolle spielen. 

Allerdings gibt es Hinweise, dass regionale 
Unterschiede im Einbürgerungsverhalten nicht 
allein auf unsystematische Gründe zurückzu­
führen sind, sondern auch im Zusammenhang 
mit divergierenden Bevölkerungsstrukturen zu 
sehen sind. So kam eine Studie zum Ergebnis, 
dass

�� die Einbürgerungsquote in Kreisen mit 
einem höheren Ausländeranteil tendenziell 
niedriger liegt;

�� die Einbürgerungsquote in Kreisen mit 
einer hohen Anzahl an Einbürgerungen 
höher liegt – wohl weil Einbürgerungen 
„üblich“ sind und verwaltungstechnisch 
häufig vollzogen werden;

�� ein Anstieg des Anteils von EU-Bürgern an 
der ausländischen Bevölkerung zu einer ge­
ringeren Einbürgerungsquote führt;

�� eine hohe Zahl an Behördenaktivitäten im 
Hinblick auf mögliche Einbürgerungen, ins­
besondere Informationsveranstaltungen, 
eine höhere Einbürgerungsquote bewirkt.6

„Optionskinder“: Junge Erwachsene müssen 
sich für einen Pass entscheiden

In diesem Jahr endet für viele junge Deutsche 
die Möglichkeit der doppelten Staatsbürger­
schaft. Denn seit der Reform des Staatsange­
hörigkeitsrechts im Jahr 2000 erhalten in 
Deutschland geborene Kinder von Ausländern 
mit einem unbefristetem Aufenthaltsstatus 
neben der Staatsangehörigkeit der Eltern auch 
die deutsche Staatsbürgerschaft. Im Rahmen 
einer Übergangsregelung konnten auf Antrag 
außerdem auch Kinder, die am 1. Januar 2000 
noch nicht 10 Jahre alt waren, die deutsche 
Staatsangehörigkeit erwerben. Allerdings 
müssen sich die Betroffenen zwischen dem 
18. und dem 23. Lebensjahr für eine der beiden 
Staatsangehörigkeiten entscheiden (soge­
nannte Optionspflicht). Unterbleibt eine ent­

Einbürgerungsquoten in Baden-Württemberg 2012
nach Nationalitäten*)S5
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Türkei

Republik Kosovo

Griechenland

Rumänien

Irak

Italien

Republik Serbien

Polen

Bosnien-Herzegowina

Ukraine

Kasachstan

Russische Förderation

Vietnam

Bulgarien

Iran, Islamische Republik

5,7

4,8

4,4

4,2

3,8

2,7

1,8

1,8

1,6

1,6

1,2

1,2

1,2

1,0

0,4

*) Berücksichtigt wurden die 15 Nationalitäten mit den absolut meisten Einbürgerungen.

Einbürgerungen bezogen auf die jeweilige Bevölkerungsgruppe in %
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Einbürgerungsquoten in den Stadt- und Landkreisen Baden-Württembergs
2008 bis 2012S6
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Einbürgerungen bezogen auf die Zahl der Ausländer in %

Heidelberg (SKR)

Emmendingen (LKR)

Breisgau-Hochschwarzwald (LKR)

Konstanz (LKR)

Neckar-Odenwald-Kreis (LKR)

Schwäbisch Hall (LKR)

Heidenheim (LKR)

Rhein-Neckar-Kreis (LKR)

Ravensburg (LKR)

Reutlingen (LKR)

Waldshut (LKR)

Freiburg im Breisgau (SKR)

Tuttlingen (LKR)

Lörrach (LKR)

Pforzheim (SKR)

Ostalbkreis (LKR)

Göppingen (LKR)

Tübingen (LKR)

Stuttgart (SKR)

Böblingen (LKR)

Ulm (SKR)

Land Baden-Württemberg

Esslingen (LKR)

Biberach (LKR)

Heilbronn (SKR)

Main-Tauber-Kreis (LKR)

Hohenlohekreis (LKR)

Rems-Murr-Kreis (LKR)

Rottweil (LKR)

Heilbronn (LKR)

Ludwigsburg (LKR)

Ortenaukreis (LKR)

Bodenseekreis (LKR)

Schwarzwald-Baar-Kreis (LKR)

Zollernalbkreis (LKR)

Freudenstadt (LKR)

Rastatt (LKR)

Mannheim (SKR)

Alb-Donau-Kreis (LKR)

Sigmaringen (LKR)

Karlsruhe (SKR)

Karlsruhe (LKR)

Calw (LKR)

Baden-Baden (SKR)

Enzkreis (LKR)

8,2

7,8

7,3

7,0

6,9

6,8

6,7

6,7

6,6

6,5

6,4

6,4

6,3

6,3

6,3

6,0

6,0

5,9

5,9

5,8

5,7

5,6

5,6

5,6

5,5

5,5

5,4

5,4

5,3

5,3

5,3

5,0

5,0

4,9

4,8

4,8

4,6

4,5

4,5

4,4

4,2

4,1

4,0

3,8

3,4
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7	 Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (Hrsg.) 
2012: Einbürgerungsver­
halten von Ausländerin­
nen und Ausländern in 
Deutschland sowie Er­
kenntnisse zu Options­
pflichtigen – Ergebnisse 
der BAMF-Einbürge­
rungsstudie 2011, S. 304 ff.

8	 Statistisches Bundes­
amt: Bevölkerung und 
Erwerbstätigkeit – Ein­
bürgerungen 2012; Fach­
serie 1, Reihe 2.1, S. 16.

9	 Prozentuale Veränderung 
der Einbürgerungszahlen 
2012 gegenüber 2007: 
Portugal: + 80 % (2007: 
40; 2012: 72); Italien: 
+ 82 % (2007: 319; 2012: 
581); Spanien: + 471 % 
(2007: 24; 2012: 137).

10	 Vergleiche beispielsweise 
hierzu den Gesetzentwurf 
des Bundesrats vom 
14. August 2013 (Druck­
sache 17/14574).

sprechende Optionserklärung bis zur Vollen­
dung des 23. Lebensjahres, geht die deutsche 
Staatsangehörigkeit verloren.

Mit der amtlichen Einbürgerungsstatistik lässt 
sich nicht feststellen, wie sich die Options­
pflichtigen bisher entschieden haben. Aus 
einer Studie des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge liegen aber entsprechende 
erste Ergebnisse für Deutschland vor.7 Dem­
nach haben sich von den Optionspflichtigen, 
die bereits geantwortet haben, 88 % für die 
deutsche Staatsangehörigkeit ausgesprochen. 
Jeweils rund 1 % haben sich für die auslän­
dische Staatsangehörigkeit entschieden bzw. 
keine Angabe gemacht. Knapp 10 % haben 
einen Antrag auf Beibehaltungsgenehmigung 
gestellt, also einen Antrag, neben der deut­
schen auch ihre andere Staatsangehörigkeit 
behalten zu können.

Fazit

Die Zahl der Einbürgerungen in Baden-Württ­
emberg hat sich in den letzten Jahren stetig 
erhöht – auch wenn die Einbürgerungsquote 
im Bundesländervergleich weiterhin unter­
durchschnittlich ist.8 Insbesondere Einbürge­
rungen von Staatsangehörigen aus den EU-
Krisenstaaten Italien, Portugal und Spanien 
sind im 5-Jahresvergleich weit überdurch­
schnittlich angestiegen.9 

Darüber hinaus könnte der stetige Anstieg der 
Einbürgerungszahlen in den letzten Jahren 
auch in den durchgeführten Informationsver­
anstaltungen und sonstigen Maßnahmen des 
Landes, der Kreise und der Städte begründet 
sein. Aber auch Erleichterungen im Einbürge­
rungsrecht könnten hierzu beigetragen haben 
(zum Beispiel Anrechnung der Ausbildungs- 
und Studienzeit bei der Ermittlung der Aufent­
haltszeit). Aktuell wird in diesem Zusammen­
hang insbesondere eine Abschaffung der 
Optionspflicht und die Zulassung der Mehr­
staatigkeit diskutiert.10 

Zweifelsohne ist der Trend hin zu mehr Ein­
bürgerungen als Zeichen der Integrationsbe­
reitschaft der Eingebürgerten zu werten. Aller­
dings bedeutet eine Nichteinbürgerung nicht 
unbedingt, dass sich Ausländer einer Integra­
tion verweigern. Denn es gibt beispielsweise 
Personen insbesondere aus EU-Staaten, die 
bereits gut integriert sind und auf eine Einbür­
gerung deshalb verzichten, weil diese ihnen 
praktisch keine Vorteile mehr verschafft. Und 
es gibt Mitbürger, bei denen die rechtlichen 
Voraussetzungen für eine Einbürgerung 
(noch) nicht vorliegen. 

Weitere Auskünfte erteilt
Werner Brachat-Schwarz, Telefon 0711/641-25 70,
Werner.Brachat-Schwarz@stala.bwl.de

kurz notiert ...

Pflegeeinrichtungen in Baden-Württemberg
Adressverzeichnis 2013

Die CD-ROM „Pflegeeinrichtungen in Baden-
Württemberg“ ist eine wichtige Informations­
quelle für private und gewerbliche Interessen­
ten.

Sie enthält die Adressen derjenigen ambulan­
ten und stationären Einrichtungen, die einer 
Veröffentlichung der Adresse zugestimmt 
haben.

�� Die Adressen sind in seriendruckfähiger 
Form ausgewiesen.

�� Neben der Anschrift der Einrichtungen mit 
Telefon- und Faxnummern sowie E-Mail- 
und Internet-Adressen sind auch die Träger­
adressen vermerkt.

�� Bei den stationären Einrichtungen ist auch 
die Größe (Zahl der Pflegeplätze) angege­
ben.

�� Das Verzeichnis enthält eine Karte auf der 
die Standorte beruflicher Schulen für Alten­
pflege in Baden-Württemberg abgebildet 
sind.

�� Die CD-ROM ist sehr übersichtlich nach Ge­
meindekennziffern und Kreisen aufgebaut.

Als besonderen Service bietet das Statistische 
Landesamt Baden-Württemberg das Verzeich­
nis der Pflegeeinrichtungen als E-Mail-Produkt 
an, das heißt, auf Wunsch bekommen Sie die 
Daten zum gleichen Preis umgehend als Excel-
Mappe per E-Mail zugesandt. Natürlich können 
Sie die Verzeichnisse auch weiterhin wie ge­
wohnt als CD-ROM erwerben.
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